
Satzung 
übec die Erhebung von Ecschließungsbeiträgen 

in dec Stadt Meldorf 

Aufgrund des § 132 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 08.12.1986 (3GBl. I. S. 2253), zuletzt 
geändect durch Gesetz vom 23.11.199~ (BGBl. I., S. 3486) i. V. 
m. § 4 der Gemeindeordnung für das Land Schleswig-Holstein in 
der Fassung dec Bekanntmachung vom 02.04.1990 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 159) hat die Stadtvertretung de= Stadt Meldorf in ihrer 
Sitzung am 04. April 1995 folgende Satzung beschlossen: 

§ 1 
Erhebung von Ecschließungsbeiträgen 

Erschließungsbeiträge werden nach den Bestimmungen des BauGB 
und dieser Satzung erhoben. 

§ 2 
Art und Umfang der Erschließungsanlagen 

(1) Beitragsfähig ist der Erschließ~ngsaufwand für: 

1. Straßen, Wege und Plätze, die der Erschließung von 
Grundstücken dienen, ausgenommen solche in Kern-, 
Gewerbe- und Industriegebieten sowie in Sondergebieten 
mit der Nutzungsart: Einkaufszentren, großflächige 
Handelsbetriebe, Messe-, Ausstellungs-, Kongreß- und 
Hafengebiet, an denen eine Bebauung zulässig ist, 

a) bis zu 2 Vollgeschossen mit einer Breite bis zu 12 
m, wenn sie beidseitig und mit einer B~eite bis zu 9 
m, wenn sie einseitig anbaubar sind, 

b) mit 3 odec 4 Vollgeschossen mit einer Breite bis zu 
15 m, wenn sie beidseitig und mit einer Breite bis 
zu 12 m, wenn sie einseit~g anbaubar sind, 

c) mit mehr als 4 Vollges=hossen mit einer Breite bis 
zu 18 m, wenn sie beidsei:ig und mit einer Breite 
bis zu 13 m, wenn sie einseitig anbaubar sind. 

2. Straßen, Wege und Plätze, die der Erschließung von 
Grundstücken dienen, in Kern-, Ge•N'erbe- und 
Industriegebieten sowie in Sondergebiete~ mit der 
Nutzungsart: Einkaufszentren, großflächige 
Handelsbetriebe, Messe-, A~sstellungs-, Kongreß- und 
Hafengebiet, mit einer Breite bis zu 18 m, wenn eine 
Bebauung oder gewerbliche Nutzung beidseitig zulässig 
ist und mit einer Breite bis zu 13 m, wenn eine 
Bebauung oder gewerbliche Nutzung einseitig zulässig 
ist, 
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3. ~it Kcaf~fahrzeugen nicht befahrbare Ver~ehrsa~lagen 
(z. B. Fußwege, Wohnwege) mit einer Breite bis zu 5 m, 

4. Sammelstraßen mit einer Breite bis zu 18 m, 

5. Par~flächen, 

a) die Bestandteil der Verkehrsanlagen gemäß Nrn. 1, 2 
und 4 sind, bis zu einer weiteren Breite von 6 =, 

b) die nicht Bestandteil der Verkehrsanlagen gemäß Nrn. 
1, 2 und 4, aber nach städtebaulichen Grundsätzen 
innerhalb der Baugebiete zu deren Erschließung not­
wendig sind (selbständige Parkflächen), bis z~ 15% 
der Flächen der erschlossenen Grundstücke, 

6. Grünanlagen mit Ausnahme von Kinderspielplätzen, 

a) die Bestandteil der Verkehrsanlagen gemäß Nrn. _ bis 
4 sind, bis zu einer weiteren Breite von 6 m, 

b) die nicht Bestandteil von Verkehrsanlagen, abec nach 
städtebaulichen Grundsätzen innerhalb der Baug2biete 
zu deren Erschließung notwendig sind (selbstindige 
Grünanlagen), bis zu 15% der Flächen der ersch~osse­
nen Grundstücke. 

7. Immissionsschutzanlagen im Sinne des Bundesimmissions­
schutzgesetzes. 

(2) Endet eine Ver~ehrsanlage mit einem Wendeplatz, so vergrö­
ßern sich die in Abs. 1 Nrn. 1, 2 und 4 angegebenen Maße 
um die Hälfte, mindestens aber um 8 m. 

(3) Ergeben sich nach Abs. 1 unterschiedliche Höchstbr2iten, 
so gilt für die gesamte Verkehrsanlage die größte Bre~te. 

(4) Die in Abs. 1 Nrn. 1 bis 4 genannten Breiten sind 
Durchschnittsbreiten. 

§ 3 
Ermittlung des beitragsfähigen Erschließungsaufwandes 

Der beitragsfähige Erschließungsaufwand wird nach den ta:säch­
lichen Kosten ermittelt. 

§ 4 
Anteil der Gemeinde 

am beitragsfähigen Erschließungsaufwand 

Die Gemeinde trägt 10 v. H. des beitragsfähigen Erschlie~~ngs­
aufwandes. 
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§ 5 
Verteilung des umlagefähigen Erschließungsaufwandes 

(1) Der nach §§ 2 und 3 ermittelte und gemäß § 4 reduzierte 
beitragsfähige Erschließungsaufwand wird auf die erschlos­
senen Grundstücke (Abrechnungsgebiet) nach deren Flächen 
verteilt. Dabei wird die unterschiedliche Nutzung der er­
schlossenen Grundstücke nach Art und Maß berücksichtigt. 

(2) Als Grundstücksfläche i. S. des Abs. 1 gilt bei Grund­
stücken innerhalb des Geltungsbereiches eines 
Bebauungsplanes die Fläche, die baulich, gewerblich oder 
in vergleichbarer Weise genutzt werden kann. 

(3) Als Grundstücksfläche i. S. des Abs. 1 gilt bei Grund­
stücken außerhalb des Geltungsbereiches eines Bebauungs­
planes und bei Grundstücken, für die ein Bebauungsplan 
eine bauliche, gewerbliche oder eine vergleichbare Nutzung 
nicht festsetzt, 

( 4 ) 

a) soweit sie an die Erschließungsanlage angrenzen, die 
Fläche zwischen der gemeinsamen Grenze der Grundstücke 
mit der Erschließungsanlage und einer im Abstand von 
50 m dazu verlaufenden Linie. Grundstücksteile, die 
lediglich die wegemäßige Verbindung zur Erschließungs­
anlage herstellen, bleiben bei der Bestimmung der Grund­
stückstiefs unberücksichtigt. 

b) soweit sie nicht angrenzen, die Fläche zwischen der 
Grundstücksgrenze, die der Erschließungsanlage zuge­
wandt ist und einer im Abstand von 50 m dazu verlaufen­
den Linie. 

überschreitet die 
Satz 1 Buchstabe a) 
zusammen mit der 
zung. 

Zur Berücksichtigung 
zung wird die Fläche 

tatsächliche Nutzung die Abstände nach 
und Buchstabe b), so fällt die Linie 
hinteren Grenze der tatsächlichen Nut-

des unterschiedlichen Maßes der Nut-
(.1\.bs. 2 oder 3 ) vervielfacht mit 

a) 1,0 bei einer Bebaubarkelt mit einem Vollgeschoß, 

b) 1,3 bei eine!" Bebaubarkelt mit z~Hei Vollgeschossen, 

c) 1,5 bei einer Bebaubarkalt m., .... 
~c drei Vcllgeschossen, 

d) 1,6 bei einer Bebaubarkelt mit vier und fünf Vollge­
schossen, 

e) 1,7 bei einer Bebaubarkelt mit sechs und mehr Vollge­
schossen, 
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f) 0,5 bei Grundstücken, die in einer der baulichen oder 
gewerblichen Nutzung vergleichbaren Weise genutzt wer­
den können (z. B. Dauerkleingärten, Freibäder, Fried­
höfe, Sportanlagen). 

(5) Für Grundstücke innerhalb des Geltungsbereiches eines Be­
bauungsplanes ergibt sich die Zahl der Vollgeschosse wie 
folgt: 

a) Ist die Zahl der Vollgeschosse festgesetzt, aus der 
höchstzulässigen Zahl der Vollgeschosse, 

b) Sind nur Baumassenzahlen festgesetzt, gilt als Zahl der 
Vollgeschosse die Baumassenzahl geteilt durch 3,5, wo­
bei Bruchzahlen auf volle Zahlen auf- oder abgerundet 
werden. 

c) Ist nur die zulässige Gebäudehöhe festgesetzt, gilt als 
Zahl der Vollgeschosse die höchstzulässige Höhe geteilt 
durch 3, wobei Bruchzahlen auf volle Zahlen auf- oder 
abgerundet werden. 

Ist tatsächlich eine höhere als die festgesetzte Zahl der 
Vollgeschosse zugelassen oder vorhanden, ist diese zugrun­
de zu legen; dies gilt entsprechend, wenn die zulässige 
Baumassenzahl oder die höchstzulässige Gebäudehöhe über­
schritten werden. 

(6) Für Grundstücke außerhalb des Geltungsbereiches eines Be­
bauungsplanes oder für Grundstücke, für die ein Bebauungs­
plan die Zahl der Vollgeschosse, die Baumassenzahl oder 
die Gebäudehöhe nicht festsetzt, ergibt sich die Zahl der 
Vollgeschosse: 

a) Bei bebauten Grundstücken aus der Höchstzahl der tat­
sächlich vorhandenen Vollgeschosse. Ist die Zahl wegen 
der Besonderheit des Bauwerkes nicht feststellbar, gilt 
als Zahl der Vollgeschosse die Höhe des Bauwerkes ge­
teilt durch 3, wobei Bruchzahlen auf volle Zahlen auf­
oder abgerundet werden. 

b) Bei unbebauten aber bebaubaren Grundstücken aus der 
Zahl der auf den Grundstücken der näheren Umgebung über­
wiegend vorhandenen Vollgeschosse. 

c) Bei 
ist, 
zwei 

Grundstücken, auf denen keine Bebauung zulässig 
die aber gewerblich genutzt werden können, werden 
Vollgeschosse zugrunde gelegt. 

d) Bei Grundstücken, auf denen nur 
plätze zulässig oder vorhanden sind, 
schoß zugrunde gelegt. 

Garagen oder Stell­
wi~d ei~ Vollge-
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(7) Zur Berücksich:igung de= unterschiedlichen Art de= Nutzung 
werden die in Abs. 4 festgesetzten Faktoren um 0,5 erhöht 

a) bei GrundstUcken in durch Bebauungsplan festgesetzten 
Kern-, Gewerbe- und Industriegebieten sowie Sonde=ge­
bieten mit de= Nutzungsart: Einkaufszent=en, großflächi­
ge Handelsbetriebe, Messe-, Ausstellungs-, Kongreß- und 
Hafengebiet; 

b) bei GrundstUcken in Gebieten, in denen ohne Festsetzung 
durch Bebauungsplan eine Nutzung wie in den unter Buch­
stabe a) genannten Gebieten vorhanden oder zulässig 
ist; 

c) bei Grundstücken auße=halb der unter den Buchstaben a) 
und b) bezeichneten Gebieten, die gewerblich, in­
dustriell ode= in ähnlicher Weise (z. B. Grundstücke 
mit Büro-, Verwaltungs-, Post-, Bahn-, Krankenhaus­
oder Schulgebäuden) genutzt werden, wenn diese Nutzung 
nach Maßgabe der Geschoßflächen überwiegt. Liegt eine 
derartige Nutzung ohne Bebauung oder zusätzlich zur Be­
bauung vor, gilt die tatsächlich so genutzte Fläche als 
Geschoßfläche. 

(8) Abs. 7 gilt nicht für durch selbständige Grünanlagen er­
schlossene Grundstücke. 

§ 6 
Mehrfach erschlossene Grundstücke 

(1) Für überwiegend Wohnzwecken dienenden Grundstücken, die 
von mehr als einer vollständig in der Baulast der Stadt 
stehenden Erschließungsanlage im Sinne des § 2 Abs. 1 Nr. 
1 erschlossen werden, ist die Grundstücksfläche nach § 5 
Abs. 2 oder Abs. 3 bei der Verteilung des umlagefähigen 
Aufwandes für jede Erschließungsanlage nur mit zwei Drit­
teln anzusetzen. 

(2) Eine Ermäßigung nach Absatz 1 ist nicht zu gewähren, 

a) wenn ein Erschließungsbeitrag nur für eine Erschlie­
ßungsanlage entsteht oder entstanden ist, 

b) soweit die Ermäßigung dazu führen würde, 
Beitrag für die anderen Grundstücke im 
biet um mehr als 50 % erhöht, 

daß sich der 
Abrechnungsge-

c) für die Flächen der Grundstücke, die die durchschnitt­
liche Grundstücksfläche der nicht mehrfach erschlosse­
nen G~undstücke im Ab~echnungsgebiet übersteigen, 
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d) für die Flächen der 
ßungsanlagen, für 
schließungsbelträge 

Grundstücke zwischen zwei Erschlie­
die nach Maßgabe des § 5 Abs. 3 Er­
nicht mehrfach erhoben warden. 

§ 7 
Kostenspaltung 

Der Erschließungsbeitrag kann für 

1. Grunderwerb 

2. Freilegung 

3. Fahrbahn 

4. Radweg 

5. Gehweg 

6. unselbständige Parkflächen 

7. unselbständige Grünanlage 

8. Entwässerungseinrichtung 

9. Beleuchtungseinrichtung 

gesondert und in beliebiger Reihenfolge erhoben werden. 

§ 8 
Mer~~ale der endgültigen Herstellung der Erschließungsanlagen 

(1) Straßen, Wege und Plätze, mit Kraftfahrzeugen nicht befahr­
bare Verkehrsanlagen, Sammalstraßen und selbständige Park­
flächen sind endgültig hergestellt, wenn 

a) ihre Flächen im Eigenturn der Gemeinde stehen und 

b) sie uoer betriebsfertige Entwässerungs- und Beleuch­
tungseinrichtungen verfügen. 

Die flächenmäßigen Bestandteile ergeben sich aus dem Bau­
programm. 

(2) Die flächenmäßigen Bestandteile der Erschließungsanlage 
sind endgültig hergestellt, wenn 

a) Fahrbahnen, Gehwege und Radwege eine Befestigung auf 
tragfähigem Un erbau mit einer Decke aus Asphalt, Be­
ton, Platten, P laster aufweisen; die Decke kann auch 
aus einem ähn ichen Material neuzeitlicher Bauweise 
bestehen; 
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b) unselbständige und selbständige Parkflächen eine Be­
festigung auf tragfähigem Unterbau mit einer Decke aus 
Asphalt, Beton, Pl~tten, Pflaster, Rasengittersteinen 
aufweisen; die Dec~e kann auch aus einem ähnlichen Ma­
terial neuzeitliche= Bauweise bestehen; 

c) unselbständige Grünanlagen gärtnerisch gestaltet sind; 

d) Mischflächen in c:n befestigten Teilen entsprechend 
Buchstabe a) herg=stellt und die unbefestigten Teile 
gemäß Buchstabe c) gestaltet sind. 

Selbständige Grünanlagen sind endgültig 
ihre Flächen im Eigentum der Gemeinde 
risch gestaltet sind. 

§ 9 
Immissionsschutzanlagen 

hergestellt, wenn 
stehen und gärtne-

Bei Anlagen zum Schutz von Baugebieten gegen schädliche Umwelt­
einwirkungen i. s. des Bu~des-Immissionsschutzgesetzes werden 
Art, Umfang, Merkmale c~- endgültigen Herstellung so•llie die 
Verteilung des beitragsfähigen Erschließungsaufwandes durch 
Satzung im Einzelfall abwe:chend oder ergänzend geregelt. 

§ 10 
Vorausleistungen 

Die Stadt kann für Gru~dstücke, für die eine Betragspflicht 
noch nicht in vollem Umfang entstanden ist, Vorausleistungen 
bis zur Höhe des vorauss~chtlichen Erschließungsbeitrages er­
heben. 

§ 11 
Ablösung des Erschließungsbeitrages 

Der Erschließungsbeitrag kann abgelöst werden. Der Ablösungs­
betrag bemißt sich nact der voraussichtlichen Höhe des nach 
Maßgabe dieser Satzung zu e=mittelnden Erschließungsbeitrages. 

§ 12 
Datenverarbeitung 

(1) Die Stadt Meldorf ist berechtigt, die zur Beitragsermitt­
lung und -festsetzu~g erforderlichen personenbezogenen 
Daten gemäß § 10 Abs. 4 LDSG zu erheben. 
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Sie ist ferner berechtigt, eine Datei 
tei) mit folgenden Daten gemäß § 
vorzuhalten: 

(Liegenschaftskar-
10 Abs. 4 LDSG 

- Name und Geburtsdatum der Grundstückseigen:Jmer oder des 
Grundstückseigentümers 

- Grundbuch- und Flurstücksbezeichnung 

- Nutzungsart 

- Grundstücksgröße 

Die erforderlichen personenbezogenen Date~ werden der 
Stadt Meldorf durch das Katasteramt übermittelt. 

(3) Die Stadt Meldorf ist berechtigt, die im Rat3en der Prü­
fung des gemeindlichen Vorkaufsrechts nacj §§ 24 - 28 
BauGB gemäß § 10 Abs. 4 LDSG übermittelten Daten zur Ak­
tualisierung der Liegenschaftskartei zu nutzen sowie diese 
Daten an die Kämmerei zwecks Durchführung des Grundsteuer­
festsetzungsverfahrens zu übermitteln. 

(4) Die Daten dürfen darüber hinaus für folge~de Zwecke ge­
nutzt werden: 

a) bei der Erteilung von Vorkaufsrechtsverzichtserklärun­
gen nach§§ 24- 28 BauGB (Lage des Grunds:ücks), 

b) bei Stellungnahmen zu Teilungsanträgen nach§§ 19 ff. 
BauGB 

c) für sämtliche im Rahmen der Verwaltung ihrer Liegen­
schaften anfallenden Grundstücksgeschäfte, wie die Ver­
äußerung, der Erwerb, die Anpachtung ode= Verpachtung 
von Grundstücken oder die Vermietung und Anmietung von 
Immobilien. 

(5) Die Daten dürfen von der datenverarbeitende~ Stelle nur 
zum Zweck der Abgabenerhebung nach dieser Satzung weiter­
verarbeitet werden. 
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§ 13 
Irrkrafttreten 

(1) Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in 
Kraft. 

(2) Zum gleichen Zeitpunkt tritt die Erschließungsbeitrags­
satzung vom 05.12.1978 außer Kraft. 

Meldorf, den 25. April 1995 

- Bürgermeister -


